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Antrag 

der Abgeordneten Ursula Burchardt, Marion Caspers-Merk, Michael Müller 
(Düsseldorf), Ernst Schwanhold, Wolfgang Behrendt, Friedheim Julius Beucher, 
Dr. Marliese Dobberthien, Ludwig Eich, Petra Ernstberger, Lothar Fischer (Homburg), 
Arne Fuhrmann, Uwe Göliner, Dr. Liesel Hartenstein, Jelena Hoffmann (Chemnitz), 
Volker Jung (Düsseldorf), Sabine Kaspereit, Susanne Kästner, Horst Kubatschka, 
Eckart Kuhlwein, Kiaus Lennartz, Christoph Matschie, Ulrike Mehi, Herbert Meißner, 
Jutta Müller (Völklingen), Christian Müiler (Zittau), Georg Pfannenstein, Siegfried 
Scheffier, Dietmar Schütz (Oldenburg), Richard Schuhmann (Delitzsch), Reinhard 
Schultz (Everswinkel), Dr. Angelica Schwall-Düren, Wieland Sorge, Dr. Dietrich 
Speriing, Antje-Marie Steen, Dr. Peter Struck, Dr. Bodo Teichmann, Jelia Teuchner, 
Dr. Wolfgang Wodarg, Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Verantwortungsvoller Umgang mit Poiyvinylchiorid (PVC) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest; 

Die Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und der Um- 
welt" hat sich in ihrem Abschlußbericht vom Juli 1994 grund- 
legend mit Perspektiven für einen nachhaltigen Umgang mit 
Stoff- und Materialströmen auseinandergesetzt. Sie hat dabei 
mit dem Produktionsbereich Chlorchemie nicht nur einen zen- 
tralen Bereich der chemischen Industrie für ihre Stoffstrom- 
betrachtungen ausgewählt, sondern auch bewußt ein Thema 
aufgegriffen, das seit Jahren Gegenstand kontroverser Dis- 
kussionen ist. 

Die spezifischen Eigenschaften, die das Chlor organischen Ver- 
bindungen verleiht, eröffnen einerseits eine breite Palette von 
Anwendungsmöglichkeiten, geben andererseits aber Anlaß zu 
kritischen Betrachtungen einzelner Chlorverbindungen oder 
Gruppen von Verbindungen unter gesundheitlichen oder öko- 
logischen Aspekten. Dies manifestiert sich vor allem in zwei 
Teilbereichen: erstens bei chlorhaltigen Produktionsrückstän- 
den und zweitens bei emissions- und expositionsrelevanten 
chlorhaltigen Endprodukten. 

Einen besonderen Stellenwert nimmt in diesem Zusammen- 
hang die Forderung ein, die Bildung von Dioxinen zu mini- 
mieren. 

Die Produktion von Polyvinylchlorid (PVC) nimmt aufgrund des 
hohen Anteils an der Verwendung von Primärchlor eine beson- 
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dere Stellung innerhalb des Chlorstoffstroms ein. In Deutschland 
gehen etwa 30 % der Primärchlorherstellung von rd. 3 Millionen t 
jährhch in die Produktion von PVC ein. 

In der Diskussion über PVC und seine Alternativen stehen ne- 
ben Emissionen bei Produktion, Recycling und Verbrennung 
von PVC, der Dioxinbildung beim Brand von PVC-Produkten, 
der gesundheitlichen Relevanz von Produktion, Verarbeitung, 
Nutzung und Recycling von PVC, die Anreicherung von PVC 
in der Technosphäre und das damit verbundene, schon jetzt 
absehbare Abfallproblem in der Zukunft im Mittelpunkt. Von 
den 12 Millionen t PVC, die im Umlauf sind, werden mittel- 
fristig schätzungsweise zwischen 420000 t und 1 Millionen t 
jährlich als Abfall anfallen. Die Enquete-Kommission hat die 
zur Verfügung stehenden Entsorgungsstrategien, das werk- 
stoffliche Recycling, also die Rückführung der Altprodukte in 
die Neuproduktion, derselben Produktgruppe, das Chlorrecyc- 
ling, d. h. die Verbrennung der Altprodukte unter Gewinnung 
von Salzsäure und deren Rückführung in die PVC-Neupro- 
duktion, und die Verbrennung von PVC mit Hausmüll unter- 
sucht. Die Deponierung von PVC- Abfällen wird nur noch kurz- 
fristig als Lösung anzusehen sein, da die Technische Anleitung 
(TA) Siedlungsabfall dies in Deutschland spätestens ab Ende 
des Jahres 2004 nicht mehr zuläßt. Der Vergleich der Entsor- 
gungsstrategien hat in der Enquete -Kommission nicht in allen 
Punkten zu einheitlichen Einschätzungen geführt, so daß die 
einvernehmlich getragenen Handlungsempfehlungen durch 
ein Sondervotum ergänzt wurden. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, ein 
PVC-Maßnahmenprogramm vorzulegen, das folgende Rege- 
lungen für den Umgang mit PVC enthält: 

1. Aus den einvernehmlichen Handlungsempfehlungen der 

Enquete-Kommission 

a) Die Entsorgungs- und Verwertungskosten für PVC und 
dessen Ersatzstoffe müssen zur Entlastung der öffentli- 
chen Hand in den Produktpreis integriert werden. Hier- 
zu bieten sich branchenbezogene Rücknahmeverord- 
nungen an. 

b) Eine Kennzeichnung ist für alle Kunststoffprodukte zur 
Unterstützung der Sammellogistik einzuführen. 

c) Auf den Neuzusatz von Cadmium zu PVC soll verzich- 
tet werden. 

2. Aus dem Sondervotum der Enquete-Kommission 

a) Kurzlebige PVC-Produkte (z. B. Verpackungen, Spiel- 
zeug) und solche langlebigen PVC-Produkte (Tapeten, 
Kabel, Unterbodenschutz), bei denen werkstoffliches 
Recycling aufgrund ihres Verteilungsgrades und/oder 
ihrer Produktzusammensetzung nicht mit vertretbarem 
Aufwand möglich ist, sind zu substituieren. 

b) Für grundsätzlich recyclingfähige PVC-Produkte, wie 
Hart- PVC -Profile und -Rohre, sind Rücknahme- und 
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Rückgabepflichten einzuführen. Diese Produkte sind 
werkstofflich zu verwerten. 

c) Auf den Einsatz von Verbünden aus PVC und anderen 
Materialien (z.B. PVC-beschichtete Hölzer) sollte ver- 
zichtet werden, um die Sammlung sortenreinen Mate- 
rials zu erleichtern und die Entstehung von Dioxinen 
bei unkontrolherter Verbrennung zu verhindern. 

d) Innerhalb kurzer Übergangsfristen ist auf den Neuzu- 
satz von Blei zu PVC zu verzichten. 

3. Ebenfalls einvernehmhch wurde von der Enquete-Kom- 
mission festgesteUt, daß über andere Schritte zu ent- 
scheiden ist, falls im Rahmen weiterer Untersuchungen 
verwendungsbezogene Probleme mit PVC-Produkten auf- 
treten, die durch die gemeinsam empfohlenen Maßnahmen 
nicht gelöst werden können. Dies führt im Lichte neuerer 
Erkenntnisse zu der Schlußfolgerung, daß in Versamm- 
lungsstätten und in Gebäuden mit hohem Pubhkumsver- 
kehr künftig keine PVC -Ummantelungen mehr verwendet 
werden dürfen. 


Bonn, den 20. Juni 1996 

Ursula Burchardt 
Marion Caspers-Merk 
Michael Müller (Düsseldorf) 
Ernst Schwanhold 
Wolfgang Behrendt 
Friedhelm Julius Beucher 
Dr. Marliese Dobberthien 
Ludwig Eich 
Petra Ernstberger 
Lothar Fischer (Homburg) 
Arne Fuhrmann 
Uwe Göllner 
Dr. Liesel Hartenstein 
Jelena Hoffmann (Chemnitz) 
Volker Jung (Düsseldorf) 
Sabine Kaspereit 
Susanne Kästner 
Horst Kubatschka 
Eckart Kühl wein 
Klaus Lennartz 


Christoph Matschie 

Ulrike Mehl 

Herbert Meißner 

Jutta Müller (Völklingen) 

Christian Müller (Zittau) 

Georg Pfannenstein 

Siegfried Scheffler 

Dietmar Schütz (Oldenburg) 

Richard Schuhmann (Delitzsch) 

Reinhard Schultz (Everswinkel) 

Dr. Angelica Schwall-Düren 

Wieland Sorge 

Dr. Dietrich Sperling 

Antje-Marie Steen 

Dr. Peter Struck 

Dr. Bodo Teichmann 

Jella Teuchner 

Dr. Wolfgang Wodarg 

Rudolf Scharping und Fraktion 


Begründung 

Wir erleben derzeit wieder einmal eine Neuauflage des alten 
Streits: pro und contra PVC. Während die einen es einsetzen wol- 
len wie bisher oder den Einsatz sogar noch ausweiten möchten, 
fordern die anderen, PVC sofort und absolut zu verbieten. Dieser 
Grabenkrieg zwischen den Anhängern des Chemiebarocks auf der 
einen Seite und den Vertretern der Verbotsphilosophie auf der an- 
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deren Seite mag zwar schlagzeilenträchtig sein und hilft mögli- 
cherweise, die eigenen Truppen hinter sich zu sammeln. Er 
blockiert aber Innovationen, die nicht nur ökologisch, sondern 
auch ökonomisch notwendig und sinnvoll sind. 

Um aus dieser gegenseitigen Blockade herauszukommen und die 
Debatte zu versachhchen, ist es hilfreich, die Empfehlungen der 
Enquete-Kommission in Erinnerung zu rufen und umzusetzen. Die 
Kommission hat gerade bei der Betrachtung des Stoffstroms von 
Chlor die Ansätze nachhaltigen Wirtschaftens - Stoffeinsatzmini- 
mierung, Kreislaufführung, Recycling - auf praktische Umsetz- 
barkeit hin überprüft und bei ihrer Bewertung sowohl die ökolo- 
gischen und ökonomischen als auch die sozialen Konsequenzen 
im Blick gehabt. Deswegen ist der Kommissionsbericht eine ge- 
eignete Basis, um gesellschaftlich akzeptierte Konversionsstrate- 
gien im Bereich Chlor Chemie zu finden. 

Es gibt Probleme bei der Anwendung, beim Recycling und bei der 
Entsorgung von PVC und es gibt gesetzlichen Handlungsbedarf. 
Dieses ist von der Kommission einvernehmlich festgestellt worden. 
Es ist für den Gesetzgeber an der Zeit, Konsequenzen zu ziehen. 
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